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Gemeinsame Sorge um Venezuela
US-Außenminister Tillerson in Buenos Aires
Mauricio Macri mit seinem Gast Rex Tillerson. (Foto: Casarosada.gov.ar)
Buenos Aires (AT/mc/dpa) - Hoher Besuch aus Washington: Mit Rex Tillerson gab US-Außenminister Anfang am Montag seine Visitenkarte in der Präsidentenresidenz Olivos ab. Bei dem rund 40-minütigen Gespräch hätten beide Seiten „die wichtigsten Themen im bilateralen Verhältnis analysiert“, hieß es in einer vage gehaltenen Presseinformation des Präsidialamtes. Eine Pressekonferenz gab es nicht.
Wie die Deutsche Presse-Agentur berichtete, berieten Macri und Tillerson über die Lage in Venezuela. Der argentinische Präsident hatte zuletzt US-Sanktionen gegen den venezolanischen Erdölsektor ins Gespräch gebracht, um der Krise in dem sozialistischen Land zu begegnen. Macri ist zudem dafür, die Interamerikanische Demokratiecharta auf Venezuela anzuwenden, was einen Ausschluss des Landes aus der Organisation Amerikanischer Staaten (OAS) zur Folge haben könnte.
Angesichts der aktuellen Situation in Venezuela sprach nun auch Rex Tillerson während eines Besuchs in Argentinien erstmals öffentlich über mögliche empfindliche Sanktionen gegen die wichtige venezolanische Erdölindustrie. Das sei etwas, was seine Regierung in Betracht ziehe, sagte Tillerson.
Der US-Außenminister sucht demonstrativ den Schulterschluss mit den Ländern Lateinamerikas. Ein gemeinsamer Nenner ist die Sorge um Venezuela. „Wir können der Zerstörung der venezolanischen Demokratie nicht länger tatenlos zusehen“, begründete Tillerson eine härtere Politik gegenüber Caracas. Zugleich müsse aber sichergestellt werden, dass die Bevölkerung von möglichen Erdölsanktionen nicht getroffen werde. Auch würde die US-Regierung ausloten, wie mögliche Auswirkungen auf US-Geschäftsinteressen abgeschwächt werden könnten.
Politische Beobachter rechnen von daher eher nicht mit ganz harten Strafmaßnahmen gegen die Regierung in Caracas. Schließlich sind die USA wichtigster Abnehmer für Ölexporte aus Venezuela. Washington verhängte in den vergangenen Monaten mehrfach Sanktionen gegen Venezuela, diese richteten sich aber vor allem gegen Einzelpersonen.
Mit Blick auf den Gipfel der amerikanischen Staaten am 13. und 14. April in Lima stimmten Macri und sein Gast darin überein, dass es alleinige Sache der Gastgeber sei, über die Teilnahme Venezuelas zu befinden.
Wie die Zeitung „Página/12“ unter Berufung auf nicht näher genannte Quellen berichtete, hätten Macri und Tillerson auch über die Restriktionen gesprochen, denen argentinische Unternehmen in den USA unterliegen. Beispielsweise die Einfuhrbeschränkungen für Zitrusfrüchte oder die Abgaben für Biodiesel, die dazu führten, dass argentinische Anbieter in diesem Segment praktisch keine Chance auf dem US-Markt hätten.
Am Montag setzte der US-Chefdiplomat, der als Vertrauter von US-Präsident Donald Trump gilt, seine mehrtägige Reise durch die Region in Peru fort. Danach standen Kolumbien und der Karibikstaat Jamaika auf dem Programm. Bei Tillersons erster Station in Lateinamerika fanden Mexiko und die USA trotz erheblicher bilateraler Differenzen zu einer gemeinsamen Linie gegenüber der Maduro-Regierung in Venezuela.
Argentinien
Moyano attackiert weiter
Streit mit Regierung geht in nächste Runde
Hugo Moyano kämpferisch. (Foto: Archivbild AT)
Buenos Aires (AT/mc) - Der aktuelle Streit zwischen Gewerkschaftsführer Hugo Moyano und der Regierung ist in eine neue Runde gegangen. Am Sonntag hatte der Chef der Lkw-Fahrer-Gewerkschaft im Sender „Crónica TV“ der Regierung von Präsident Mauricio Macri ein baldiges Ende prophezeit: „Ich denke es bleibt ihnen nur noch wenig Zeit. Die Menschen im Land sind überzeugt, dass diese Regierung scheitert.“
Auch Moyanos Verbündeter Luis Barrionuevo, der Anführer der Gastronomieangestellten, fuhr schweres rhetorisches Geschütz auf: „Schon die Militärs sowie die Regierungen Alfonsín und De la Rúa haben die Gewerkschaften attackiert und sind schlimm geendet.“
Seitens der Regierung meldete sich Kabinettschef Marcos Peña zu Wort. Er sprach von „mafiösen Drohungen“, die die demokratische Gesellschaft in aller Entschiedenheit zurückweisen müsse. Peña erklärte dem TV-Sender C5N, Moyano solle aufhören, sich selbst über das Gesetz zu stellen. Gegen den Arbeiterführer laufen derzeit Untersuchungsverfahren mit Verdacht auf Geldwäsche und Veruntreuung (wir berichteten).
Auch Schatzamtsminister Nicolás Dujovne fand kritische Worte für die Gewerkschafter: „Ein zivilisierter Dialog ist nötig anstelle von Erpressung.“ Es handele sich um „Sektoren des alten Argentiniens, die sich dem Wandel widersetzen“, so der Minister mit Blick auf Moyano und seine Mitstreiter.
Moyano betonte am Dienstag gegenüber C5N, dass er keine Angst habe, ins Gefängnis zu gehen. Gleichzeitig gehe er aber davon aus, dass die Ermittlungen gegen ihn zu nichts führen werden. Die Gelder, die er für seine Gewerkschaft und das angeschlossene Sozialwerk verwalte, seien auf Festgeldkonten in Argentinien. „Nicht bei den Panama Papers“, so Moyano in Anspielung auf den Skandal um Briefkastenfirmen, in den die Familie von Präsident Mauricio Macri verwickelt war (wir berichteten).
Derweil hat Moyano Probleme, im Gewerkschaftslager ausreichend Unterstützung für seine Mobilisierungskampagne zu finden, die auf den 21. Februar vorverlegt wurde. So erklärten zu Wochenbeginn die einflussreichen Gewerkschaften der Metallarbeiter (UOM) und der Eisenbahner (UF), nicht an der geplanten Protestmaßnahme gegen die Regierung teilnehmen zu wollen. Zumindest kann Moyano auf die Unterstützung von Víctor Santa María und dessen Hausmeistergewerkschaft zählen.
Bei der Veranstaltung am 21. Februar will Moyano für sichere Arbeitsplätze und bessere Löhne demonstrieren. Kritiker unterstellen ihm jedoch, er handele eher aus persönlichen Motiven, da er juristisch in Schieflage geraten sei. Ursprünglich sollte die Demo am 22. Februar stattfinden. Da sich dann aber das Zugunglück von Once jährt, änderte Moyano das Datum.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Überschwemmungen
Land unter in Salta: Im Grenzgebiet zu Bolivien haben Überschwemmungen großen Schaden angerichtet. Rund 10.000 Menschen mussten bis Anfang der Woche evakuiert werden, da der Fluss Pilcomayo infolge starker Regenfälle über die Ufer getreten war. Auf 7,28 Meter Höhe stieg das Wasser. Die Landstraßen 34 und 54 wurden teilweise erheblich demoliert und sind teilweise unpassierbar. Die Ortschaft Santa Victoria Este, die nur durch die Landstraße 54 zu erreichen ist, wurde komplett von der Außenwelt abgeschnitten. Vielerorts brach die Stromversorgung zusammen. Vor allem Wasser, Medikamente und Schuhwerk sind die Dinge, die die Menschen im Katastrophengebiet derzeit am nötigsten brauchen. Auch die Provinz Formosa stellt sich auf die Wassermassen, die aus Bolivien über den Pilcomayo in Richtung Paraguay-Fluss strömen, ein. Dort plant man, 15.000 Menschen zu evakuieren. Unter ihnen viele Indigene der Toba und Wichi, die in den Bezirken Ramón Lista und Bermejo leben. Weniger Anlass zur Sorge sehen die Behörden im Chaco, wo man hofft, von den schlimmsten Auswirkungen des Hochwassers verschont zu bleiben.
Belohnung ausgelobt
Nach dem Verschwinden des U-Boots „ARA San Juan“ im Südatlantik will die Nationalregierung private Unternehmen für die weitere Suche gewinnen. „Wir werden eine millionenschwere Belohnung für denjenigen ausloben, der das Schiff findet“, sagte Verteidigungsminister Oscar Aguad am Dienstag. Der genaue Betrag solle in der kommenden Woche festgelegt werden. Zuvor hatte sich Präsident Mauricio Macri mit Angehörigen der 44 vermissten Seeleute getroffen. „Die Suchstrategie der Marine ist fehlgeschlagen, und der Präsident kann als Oberbefehlshaber der Streitkräfte dafür sorgen, dass sie effektiver wird“, sagte der Vater eines vermissten Soldaten vor dem Treffen. Die „ARA San Juan“ war Mitte November 2017 auf der Fahrt von Ushuaia nach Mar del Plata verschwunden. Zuvor gab es technische Probleme an Bord. Zudem wurde in der Nähe der letzten bekannten Position des U-Boots eine Explosion registriert. Bei der wochenlangen Suche mit zahlreichen Schiffen, Mini-U-Booten und Flugzeugen war die „ARA San Juan“ nicht gefunden worden.
Leck beim Steueramt
Beim Steueramt AFIP scheint es ein Leck gegeben zu haben. Die Justiz ermittelt derzeit gegen mehrere Mitarbeiter der Finanzbehörde, die unter Verdacht stehen, Geschäfte mit vertraulichen Daten gemacht zu haben. Dies berichtet die Zeitung „Clarín“ unter Berufung auf Ermittlungsakten. Demnach haben mehrere Funktionäre sensible Daten an die Unternehmen „Reportes Online“ und „ADS“ verkauft, die ihre Kunden mit Informationen zu Wirtschaftskraft und Bonität von Personen oder Firmen versorgen. Um an die gewünschten Daten zu kommen, hätten die AFIP-Mitarbeiter eigens eine Applikation entwickelt, so die Darstellung. Die Anklage lautet auf Bildung einer illegalen Vereinigung sowie auf Verletzung des Steuergeheimnisses.
Rekord am Aconcagua
Bestleistung am Aconcagua: Suzanne „Sunny“ Ströer aus Bayern ist die erste Frau, die den höchsten Gipfel Südamerikas in einem 360-Grad-Aufstieg gemeistert hat. Die 32-jährige Extremsportlerin aus Bad Kohlgrub im Landkreis Garmisch-Partenkirchen brauchte für die 110 Kilometer Strecke, die sie zum 6962 Meter hohen Gipfel und um Berg herum führte, 41 Stunden und drei Minuten. Sie startete am Donnerstag der Vorwoche um 11.40 Uhr in der Ortschaft Punta de Vacas in der Provinz Mendoza. Am Folgetag erreichte sie um 15.46 Uhr die Spitze des Aconcaguas, ehe sie schließlich am Sonnabend um 4.43 Uhr morgens die Basisstation in Horcones erreichte. Bereits im Vorjahr hatte Ströer am Aconcagua für Schlagzeilen gesorgt, indem sie in acht Stunden und 47 Minuten einen neuen Frauenrekord für die Besteigung des Berges aufstellte.
Demo gegen Etchecolatz
Mit Demonstrationen und Eingaben an die Justiz wehren sich derzeit Bürgeraktivisten in Mar del Plata gegen die Straferleichterungen, die Miguel Etchecolatz vor kurzem erfahren hat. Die Justiz hatte vor wenigen Wochen die lebenslange Haftstrafe gegen den 88-Jährigen, der während der letzten Militärdiktatur als Chefermittler der Polizei der Provinz Buenos Aires fungierte, in Hausarrest umgewandelt. Für viele Anwohner ein Skandal. Schließlich war Etchecolatz 2006 des Mordes, der Freiheitsberaubung und der Folterung von politischen Gegnern für schuldig befunden worden. „Seit einem Monat und einer Woche genießt Etchecolatz den Sommer in seinem Garten mit Schwimmbecken. Dabei ist der einzige Ort, wo er hingehört, das Gefängnis“, empört sich Nicolás Grooper, der dem Aktionsbündnis „Anwohner ohne Völkermörder“ angehört. Grooper und seine Mitstreiter haben vor dem zuständigen Gericht in der Provinzhauptstadt La Plata eine Petition eingereicht, die zum Ziel hat, den zugestandenen Hausarrest wieder in Gefängnishaft umzuwandeln. Zu den Unterstützern der Initiative gehört auch Nora Cortiña von den Müttern der Plaza Mayo (Gründungslinie). Sie meint: „Wenn Etchecolatz in Mar del Plata bleiben will, gibt es das Gefängnis Batán, das auch über einen medizinischen Dienst verfügt.“ Wenn Etchecolatz gesundheitliche Gründe für seinen Wunsch nach Hafterleichterungen anführe, wäre dies der geeignete Ort für ihn, so Cortiña. (AT/mc/dpa)
Meinung
Gegensätze
Von Juan E. Alemann
Der Macri-Regierung fällt es einfach, ihre Identität zu definieren, weil sie in einzelnen Aspekten im krassem Gegensatz zu der Regierung von Cristina Kirchner steht. Wenn einfach darauf hingewiesen wird, dass die Regierung nicht korrupt ist, so erregt dies keine besondere Aufmerksamkeit. Wenn man jedoch die gigantische Plünderung der Kirchners als Ausgangspunkt nimmt, die immer konkreter zum Vorschein kommt, dann besteht ein sichtbarer Unterschied, der diese Regierung in einem besonders positiven Licht erscheinen lässt.
Doch abgesehen davon bestehen zahlreiche weitere Aspekte, in denen der krasse Gegensatz auftritt. Halten wir fest: Dem Kirchner-Populismus stellt diese Regierung Rationalität und eine langfristige Sicht gegenüber. Der Populismus besteht grundsätzlich darin, dass die Zukunft geopfert wird, um sofortige Vorteile zu erhalten. Tarife öffentlicher Dienste werden niedrig gehalten, um das Realeinkommen der Bevölkerung zu erhöhen, wobei dies von geringen Investitionen und mangelhafter Instandhaltung begleitet wird, was die zukünftige Versorgung gefährdet. Außerdem führt dies zu höheren Subventionen, was die Staatsfinanzen belastet und mit zu einem Defizit beiträgt, das auf Dauer unhaltbar ist. Ebenfalls wird der Wechselkurs und damit auch der Preis für Nahrungsmittel künstlich niedrig gehalten, was sich auch positiv auf das unmittelbare Einkommen auswirkt, aber in Zukunft ein Problem verheißt.
Die Eingliederung in die Welt, um die sich Präsident Macri ständig bemüht, steht in krassem Gegensatz zu der Abschottung Argentiniens unter den Kirchners. Ohne dies würde die Macri-Politik in dieser Beziehung nicht hervorstechen.
Der Dialog mit der Opposition, Gewerkschaftern, Unternehmern und allerlei anderen, steht auch im Gegensatz zur Haltung der Kirchners, die ihre Ansichten als Dogma darstellten und keine Kritik duldeten. Macri bemüht sich um eine effektive Demokratie, im Gegensatz zum Autoritarismus der Kirchners, der die Demokratie in ihrem Wesen verfälschte.
Die Macri-Regierung pflegt gute Beziehungen zu den Privatunternehmen, besonders zu denen, die öffentliche Dienste verwalten. Die Zusammenarbeit zwischen Staat und Unternehmen ist ein Grundkonzept einer modernen Wirtschaft, weil beide zum Wohlstand und Fortschritt beitragen und dabei zusammen arbeiten müssen. Unter den Kirchners wurden Privatunternehmen als Bösewichte betrachtet, die stets krumme Machenschaften vollziehen und einen unberechtigten Gewinn anstreben. Die Beziehungen der Kirchner-Regierungen mit Privatunternehmen waren von vorneherein gestört, was viele unnötige Probleme schuf und Investitionen u.a. Initiativen behinderte. Davon waren jedoch befreundete Unternehmer ausgeschlossen, denen Geschäfte auf Kosten anderer zugeschanzt wurden. Siehe Lázaro Báez und Cristóbal López. Dies gibt es bei der Macri-Regierung nicht.
Die Regierung bemüht sich um statistische Wahrheit und Transparenz, was Zugang zur Information bedeutet, die den Staat und auch die Wirtschaft und Gesellschaft im allgemeinen betrifft. Das ist eigentlich etwas Normales und wird in anderen Ländern nicht als Tugend erwähnt. Doch der Gegensatz zu den Kirchners, die die Preisstatistik des Statistischen Amtes notorisch gefälscht haben, und es auch sonst mit der Information nicht so genau nahmen, lässt die gegenwärtige Normalität als etwas Besonderes erscheinen.
Mauricio Macri sollte Cristina Kirchner dankbar sein, dass sie ihm die Möglichkeit geboten hat, die Wahrzeichen seiner Regierung hervorzuheben und dies allgemein verständlich zu machen. Nicht dankbar ist er hingegen für die schwere Erbschaft, die sie ihm hinterlassen hat.
Meinung
Im Blickfeld: Vor der letzten Hürde
Von Stefan Kuhn
Es ist vollbracht! Das bezieht sich allerdings nur auf den Koalitionsvertrag, der die Grundlage für eine Zusammenarbeit von CDU/CSU und SPD für die kommenden dreieinhalb Jahre sein soll. Jetzt sind die 460.000 SPD-Mitglieder an der Reihe. Diese waren in den Koalitionsverhandlungen wohl eine bedeutende Drohkulisse, denn die Sozialdemokraten haben im Vergleich zu den Sondierungsgesprächen noch einiges herausgeholt. Ob das für eine Zustimmung der Parteimitglieder für eine Neuauflage der ungeliebten großen Koalition reicht, steht auf einem anderen Blatt.
Man wird den Verdacht nicht los, dass es den Gegnern der GroKo nicht um Inhalte geht, sondern ums Gefühl. Spürbare Erleichterungen für Familien, sozial Schwache, Rentner oder Arbeitnehmer zählen wenig. Die Angst dominiert. Die Angst, wieder von Bundeskanzlerin Angela Merkel zum Juniorpartner degradiert zu werden und bei den nächsten Bundestagswahlen nicht einmal mehr zum Mehrheitsbeschaffer zu taugen. Die GroKo-Gegner in der SPD wollen die Partei inhaltlich erneuern, ihr ein mehr links orientiertes Profil verschaffen. Ein wenig erinnert das Ganze an den alten Sponti-Spruch „Lieber rot als tot“, eine Umkehrung des antikommunistischen Schlagwortes.
Gegen diese Strategie spricht viel. Platzt die GroKo wegen der SPD-Mitglieder, kann man kaum davon ausgehen, dass die Partei bei Neuwahlen davon profitiert. Sie wäre vermutlich noch schwächer. Im schlimmsten Fall würde es für eine christlich-liberale Koalition reichen, und dann wäre sozialdemokratische Politik auf Bundesebene vier Jahre lang auf Eis gelegt. Vielleicht wären die Ergebnisse auch denen der letzten Wahlen ähnlich, aber dann stünden die Sozialdemokraten wieder vor dem selben Dilemma, sollte sich FDP-Chef Christian Lindner nicht doch zu einer „Jamaika“-Koalition durchringen. Zudem ist auch nicht sicher, dass die SPD in der Opposition wirklich eine Erneuerung schafft. 2013 ist ihr das auch nicht gelungen, obwohl die damalige Regierung aus CDU/CSU und FDP ein armseliges Bild abgab. Immerhin könnte sich die SPD bei einer Ablehnung personell erneuern. Sie müsste es. Ihr gesamtes Spitzenpersonal steht hinter dem Koalitionsvertrag. Es wäre verbrannt.
Auf der anderen Seite bedeutet eine Neuauflage von Schwarz-Rot nicht zwangsläufig eine erneute Schwächung der SPD. Wenn die Partei ihre Handschrift bei der Regierungspolitik selbstbewusst herausstellt, dann wird das auch bei ihrer Wählerklientel ankommen. Zudem kann man davon ausgehen, dass die Bedeutung der Flüchtlingspolitik in den nächsten Jahren abnimmt. Das Wichtigste ist allerdings, dass es für Angela Merkel wohl die letzte Amtszeit als Bundeskanzlerin sein wird. Es ist vorstellbar, dass sie vor Ende der Legislaturperiode abtritt und einer Nachfolgerin Platz macht. Es könnte unter Umständen auch ein Nachfolger sein.
Auch personell hat sich die SPD in den Koalitionsverhandlungen durchgesetzt. Mit sechs Ressorts ist die Zahl ihrer Ministerämter zwar gleich geblieben, sie hat aber mit dem Finanzministerium das zweitwichtigste Regierungsamt hinzugewonnen. Mit dem Außenamt, Finanzen sowie Arbeit und Soziales haben die Sozialdemokraten drei Schlüsselressorts. Hinzu kommen Justiz, Umwelt und Familie. Politisch gesehen ist das ein Erfolg. Für das Mitgliedervotum wird es so wenig Bedeutung haben wie die Inhalte des Koalitionsvertrags. Für die NoGroKo-Bewegung bedeutet das lediglich, dass es mehr um Posten als um die Partei geht.
Interessant ist allerdings die Besetzung der Ministerposten. Sie sollte eigentlich erst nach der Mitgliederbefragung bekanntgegeben werden. Dass die Besetzung der wichtigsten Posten schon jetzt publik wurde, dürfte allerdings im Sinne der Parteiführung sein. Der SPD-Vorsitzende Martin Schulz gibt sein Parteiamt auf und wird Außenminister. Designierte Parteichefin ist die Fraktionsvorsitzende Andrea Nahles. Finanzminister und Vizekanzler soll der Hamburger Regierungschef Olaf Scholz werden. Zumindest optisch ist das ein Neuanfang. Dass Schulz Sigmar Gabriel, seinen Vorgänger als SPD-Chef nun aus dem Außenamt verdrängt, wird viel kritisiert. Gabriel ist nach den meisten Umfragen der beliebteste Politiker Deutschlands und ganz sicher der derzeit beliebteste SPD-Politiker. Auf ihn zu verzichten, scheint zunächst nicht sehr klug. Es ist allerdings ziemlich schwierig, sich als Außenminister unbeliebt zu machen. Zuletzt ist das nur den FPD-Politikern Guido Westerwelle und Klaus Kinkel gelungen, wobei Westerwelle gegen Ende seiner Amtszeit kräftig Boden gut machte. Gabriel macht einen guten Job, aber er stünde nicht gerade für einen Groko-Neuanfang. Die letzte große Koalition, die bei den Bundestagswahlen gewaltig abgestraft wurde, verbindet man mit den Namen Merkel und Gabriel. Der erfahrene Europa-Politiker Schulz ist kein schlechter Ersatz. Dass er nie Minister in einem Merkel-Kabinett werden wollte, mag man ihm verzeihen. Er wollte auch nie eine große Koalition. Er will wieder geliebt werden, und das Außenamt bietet ihm dafür eine Chance.
Die entscheidende Personalie ist wohl Andrea Nahles. Die designierte Parteichefin ist wohl am ehesten in der Lage, ihre Genossinnen und Genossen zu überzeugen. Dafür hat sie noch zwei Wochen Zeit.
Meinung
Randglossen
Wie alljährlich im Sommer, streiten sich die Lehrergewerkschafter mit den Provinzregierungen über die Gehaltserhöhungen für das Jahr 2008. Streikanstifter ist dabei Roberto Baradel, der dieses Jahr auf den Widerstand mehrerer Gouverneure stößt, deren Finanzen nicht in der Lage sind, die Ansprüche zu bezahlen. Für Staatsschulen sind seit Jahrzehnten die Regierungen der Gliedstaaten (Provinzen und Bundeshauptstadt) verantwortlich. Ende Februar oder Anfang März beginnt das neue Schuljahr. Privatschulen werden davon nicht betroffen, was unter anderen Gründen erklärt, dass immer mehr Eltern bereit sind, die Kosten zu tragen, damit ihre Kinder ohne Lehrerstreiks eine bessere Erziehung genießen. Viele sind damit finanziell überfordert, und „privat“ bedeutet nicht unbedingt, dass die Erziehung besser ist. Aber sie findet immerhin statt.
Herzlichen Glückwunsch, liebe SPD! Seit Jahresbeginn hat sich die Partei um sage und schreibe 24.339 Mitglieder vergrößert. Dementsprechend begeistert hieß Generalsekretär Lars Klingbeil die Neuen auf „twitter“ willkommen. Und Jusos-Chef Kevin Kühnert fordert für seine Organisation gar einen SPD-Toaster als Belohnung - wohl zu recht. Denn die Neu-Mitglieder dürften ihren Weg in die Partei vor allem deshalb gefunden haben, weil sie in dem auf Anfang März terminierten Mitgliedervotum über den Eintritt in eine große Koalition mitentscheiden wollen. Wenn die von den GroKo-feindlichen Jusos initiierten Neueintritte für eine Ablehnung des Koalitionsvertrags ausschlaggebend wären, dürfte die derzeitige SPD-Spitze keine Gratulationen mehr aussprechen. Sie wäre schlicht nicht mehr im Amt.
Irgendwann muss mal Schluss sein. Es ist verständlich, das kleine Parteien im Bundeskabinett überrepräsentiert sind. Ein Problem ist das nicht. Das Problem ist die CSU. Sie bekommt mit drei Ressorts halb so viel wie die SPD, kommt allerdings nicht einmal auf ein Drittel des Zweitstimmenanteils der Sozialdemokraten. Das könnte man mit Hilfe von Magentabletten noch schlucken, aber dass das Bundesland Bayern drei von 16 Ministerposten bekommt, ist ein Skandal. Baden-Württemberg, wirtschaftlich ebenso bedeutend, könnte maximal auf ein Ressort kommen. Der Osten ist nur durch die Kanzlerin repräsentiert. Man sollte sich bundespolitisch an der CSU orientieren. Denn die verteilt ihre Posten peinlich genau nach Proporz unter Schwaben, Franken, Ober- und Niederbayern.
Wirtschaft
Steuereinnahmen im Januar: +23,9%
Die gesamten Steuereinnahmen des Nationalstaates, einschließlich Sozialabgaben, Zöllen und Gebühren, erreichten im Januar 2018 $ 261,96 Mrd., 23,9% über dem gleichen Vorjahresmonat. Diese Zunahme wurde trotz Abschaffung, bzw. Verringerung der Sätze, bei Exportsteuern u.a. Steuern erreicht. Die Struktur der Steuereinnahmen hat sich stark verändert. Im Einzelnen war die Entwicklung wie folgt:
- Gewinnsteuer: $ 48,92 Mrd., +12,5%. Hier hat sich die jüngste Steuerreform stark ausgewirkt.
- Mehrwertsteuer: $ 84,97 Mrd., +45,1%. Dabei stieg der Betrag der direkt vom Steueramt eingenommenen Steuer um 36,8%, während die vom Zollamt einbehaltene MwSt. um 62,1% zunahm. Die Zunahme liegt in beiden Fällen weit über der Inflationsrate, und deutet somit auf hohe Dezember-Umsätze hin, auch auf hohe Importe. Die Rückgabe der MwSt. an Exporteure (für die in Exportprodukten enthaltene MwSt.) nahm gegenüber dem Vorjahr um 0,6% auf $ 1,75 Mrd. ab. Doch die Rückvergütungen (Subventionen) für Industrieprodukte betrugen $ 2 Mrd., +20,4% über dem Vorjahr.
- Interne Steuern (auf Zigaretten, alkoholische Getränke, Luxusgüter u.a.): $ 6,64 Mrd., +9,9%. Diese Steuer wurde bei Kfz. abgeschafft, was die geringe Zunahme erklärt.
- Exportzölle: $ 3,64 Mrd., -40,3%. Die Abschaffung, bzw. Verringerung dieser Zölle hat sich stark ausgewirkt.
- Importzölle: $ 8,21 Mrd., +59,4%. Dies ist auf eine bedeutende Importzunahme zurückzuführen.
- Benzinsteuer: $3,50 Mrd., +32,2%. Trotz Preiserhöhung nimmt der Benzinkonsum weiter zu.
- Andere Brennstoffsteuern (Dieselöl u.a.): $ 734,9 Mio., -25,2%.
- Weitere Brennstoffsteuern (auf Dieselöl, Pressgas, Benzin und Gas): $ 1,72 Mrd.,+50,8%.
- Vermögenssteuer: $ 610,6 Mio., +41,4%. Die Zunahme ist eine Folge der Weißwaschung.
- Schecksteuer: $ 16,15 Mrd.,+23,7%.
- Sozialabgaben: $ 84,91 Mrd., :+29,1%. Die Zunahme bringt die Lohnerhöhungen und auch eine leichte Erhöhung der Zahl der Beitragenden zum Ausdruck.
Wirtschaft
Teilnahme Argentiniens an der Fruit Logistica 2018
Argentinien war auf der Fruitlogistica 2018, der internationalen Leitmesse für frisches Obst und Gemüse, Logistik und Transport, mit einem 1125 m2 großen Pavillon in Halle 25 vertreten. Dort stellten mehr als 50 argentinische Unternehmen ihre Exportangebote vor. Damit war Argentinien ein weiteres Mal das Land Lateinamerikas mit der größten Ausstellungsfläche und der höchsten Zahl an Ausstellern.
Im argentinischen Pavillon gab es einen Ausschank von Säften und Getränken sowie einen Wagen mit Eis aus frischem argentinischen Obst.
Während der drei Messetage hatten die argentinischen Unternehmen, die ihre Produkte aus den Bereichen Frischobst, Zitrusfrüchte, Blaubeeren, Kirschen und Gemüse ausstellten, wichtige Arbeitstreffen mit bedeutenden Importeuren und Vertretern des Flughafens Frankfurt am Main und des Hamburger Zentralmarktes.
Argentinien war mit einer hochrangigen Delegation vertreten, zu der die Provinz Entre Ríos unter Leitung des Gouverneurs Gustavo Bordet, das Institut für Produktive Entwicklung aus Tucumán (IDEP) und Unternehmen aus allen Regionen des Landes gehörten.
Am Mittwochnachmittag wurde der argentinische Pavillon offiziell eröffnet. Daran nahmen der Gouverneur Gustavo Bordet und der designierte argentinische Botschafter in Deutschland, Edgardo Malaroda, teil. Im Anschluss fand die “Noche Argentina” (Argentinische Nacht) statt, bei der mehr als 250 Gäste typische argentinische Produkte verkosten durften.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 19,95, unverändert gegenüber der Vorwoche, und lag damit um 5,28% über Ende 2017. Die ZB-Reserven erreichten u$s 62,62 Mrd., gegen u$s 62,02 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.1.19 bei $ 23,25, was einen Jahreszinssatz von 18,87% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch einen Rückgang von 9,48%. Die hiesige Börse wurde von der von New York mitgezogen, die mit einer starken Baisse auf die strengere Geldpolitik der Fed reagierte.
***
Die argentinischen Staatspapiere standen in einer Woche zum Mittwoch auch im Zeichen der Baisse. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: -0,58%; Argentina 2021: -0,61%; Argentina 2026: -1,50%; Argentina 2046: -2,27%; Bonar 2024: -0,61%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 489,13 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 490,90), und bei 24 Karat zu $ 698,75 ($ 701,28).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) verzeichnet in 12 Monaten zum 5.2.18 eine Zunahme von 25,25%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, stieg um 28,95%.
***
Die gesamten Pesodepositen der Banken stiegen in 12 Monaten zum 5.2.18 um 24,81% auf $ 2,05 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 44,30% auf $ 1,45 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 7,61% auf u$s 33,82 Mrd., und die Dollarkredite nahmen um 63,93% auf u$s 16,76 Mrd. zu.
***
Im Dezember betrug die Auslastung der Kapazität der Industrie gemäß der INDEC-Messung 64%, gegen 63,6% ein Jahr zuvor. Die Auslastung ist jedoch bei den einzelnen Branchen und Betrieben sehr unterschiedlich, wobei auch Zweifel bei der Messung aufkommen, da gelegentlich auch Maschinen eingeschlossen werden, die technologisch überholt sind und normalerweise nicht mehr verwendet werden. Bei den Erdölraffinerien lag die Auslastung bei 86,3%, bei der Kfz-Industrie nur bei 38,3%.
***
Die Regierung der Provinz Buenos Aires wird dieses Jahr $ 11,7 Mrd. im Straßenbau investieren. 600 km sollen ganz erneuert und 1800 km repariert werden. Es handelt sich um Straßen, die in der ganzen Provinz verstreut sind, darunter auch die dicht befahrene Straße 6, die in der Nähe der Bundeshauptstadt liegt und Norden mit Süden verbindet.
***
Im Januar 2018 wurden 118.924 Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge in das offizielle Register eingetragen, 24,9% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Agenturenverband Acara. Dies entspricht den Lieferungen der Agenturen an ihre Kunden. Es ist die höchste Menge, die bisher im Januar erreicht wurde. Im ganzen Jahr 2017 wurden 900.942 Kfz verkauft, 26,9% mehr als 2016. Dieses Jahr wird mit mehr gerechnet.
***
Im Januar 2018 wurden 74.651 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 17,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, teilt der Agenturenverband Acara mit. Im Jahr 2017 wurden fast 690.000 Motorräder verkauft.
***
Die Getreidebörse von Buenos Aires schätzt die diesjährige Ernte von Sojabohne auf 51 Mio. Tonnen, 5,5% weniger als die 54 Mio. Tonnen, die im September geschätzt wurden. Dies ist eine Folge der Dürre in der zentralen Anbaugegend. Die Gesamternte von Getreide und Ölsaat wird für die Periode 2017/18 jetzt auf 123 Mio. Tonnen geschätzt, gegen 130 Mio. Tonnen im Vorjahr.
***
In der Provinz Buenos Aires lagen die Einnahmen aus eigenen Steuern im Januar mit $ 23,87 Mrd. um 33% über dem gleichen Vorjahresmonat. Der Erlös der Steuer auf den Bruttoumsatz lag mit $ 15,83 Mio (66,3% der gesamten Steuereinnahmen der Provinz) um 27,8% über dem Vorjahr. Die Stempelsteuer ergab $ 2,02 Mrd. (+34,3%), und die Immobiliensteuer $ 1,18 Mrd. (+127,8%).
***
Der bilaterale Handelsaustausch mit Brasilien ergab für Argentinien im Januar ein Defizit von u$s 478 Mio., was einen Rekord für diesen Monat darstellt. Die Importe aus Brasilien stiegen im Vergleich zum Vorjahr um 16,3% auf u$s 1,2 Mrd., und die Exporte stiegen um 6,9% auf u$s 727 Mio. Bei den Importen ist der Anteil an Kfz. immer noch anormal hoch.
***
Transportminister Guillermo Dietrich erklärte, unter der Leitung von Mariano Recalde (Regierung von Cristina K.) habe jedes Flugticket von Aerolineas Argentinas die Staatskasse u$s 100 gekostet, während es dieses Jahr nur u$s 6,65 sein werden. Die Macri-Regierung habe sich zunächst um die Fertigstellung der Bilanz für 2014 bemühen müssen. Dietrich betonte auch, dass die vorherige Verwaltung von AA brasilianische Embraer-Flugzeuge zu überhöhten Preisen gekauft habe.
***
Die Stromrechnung steigt für die Kunden von Edesur und Edenor ab 1. Februar bei einem Konsum von bis zu 150 KWSt. monatlich um 17,4%, bei bis 450 KWSt. um 14,08%, bei bis zu 700 KwSt. um 32,5% und bei bis zu 1400 KwSt. um 40,3%. Die Progressivität des Stromtarifs wurde weiter erhöht, einmal aus sozialpolitischen Gründen und dann, weil Haushalte mit hohem Konsum mehr sparen können, durch Einstellung der Klimaanlagen auf 24 statt 18 Grad, durch Abschaltung in Räumen, in denen sich niemand befindet, u.a. auch durch andere Maßnahmen. Die Regierung besteht auf einem rationelleren Stromkonsum, um eine eventuelle Knappheit zu vermeiden, die zur Abschaltung des Stromes für einigen Stunden in den einzelnen Gegenden von Groß-Buenos Aires zwingt. Bisher war dies trotz hoher Temperaturen nicht notwendig.
***
Die AFIP hat 21.500 Einheitssteuerzahler in eine höhere Kategorie (mit höherem Zahlungsbetrag) eingestuft, weil der Umsatz, der bei Zahl- und Kreditkarten registriert wurde, über der Obergrenze ihrer Kategorie lag.
***
AFIP-Direktor Alberto Abad gab bekannt, dass das Amt sich jetzt besonders auf die Kontrolle der Steuererklärungen von Anwälten, Buchprüfern u.a. akademischen Berufen konzentrieren werde. Dabei werden die mit Karten getätigten Ausgaben, Immobilienkäufe u.a. Ausgaben als Grundlage für die Schätzung des effektiven Einkommens genommen. Die Weißwaschung vom letzten Jahr erlaube keine rückwirkende Berichtigung des Einkommens, liefere jedoch Angaben über das vermutliche normale Einkommen des betreffenden Steuerzahlers, die einer Inspektion als Grundlage dienen.
***
Die Erdölförderung erreichte 2017 479.313,2 Barrel pro Tag, 6,1% unter 2016, gab das Energie- und Bergbauministerium bekannt. Nach dem Rekord von 1998, als die tägliche Förderung 846.955 Barrel erreichte, ist die Erdölproduktion kontinuierlich gesunken, so dass sie jetzt fast auf dem Stand von 1979 liegt. Im ganzen Jahr 2017 wurden 27,81 Mio. cbm. Erdöl gefördert, gegen 29,71 Mio. 2016 und 30,90 Mio. cbm. 2015.. Die Gasförderung lag 2017 bei 44,59 Mrd. cbm., gegen 44,99 Mrd. 2016 und 42,90 Mrd. 2015.
***
Immer mehr argentinische Unternehmen kotieren ihre Aktien an der Börse von New York. Mit Corporacion America Airports und Central Puerto (die Kraftwerke betreibt) sind es schon 20 Aktiengesellschaften. Es ist vorgesehen, dass in Kürze drei weitere hinzukommen: Bioceres (Biotechnologie), Genneia (erneuerbare Energien und Gas) und DESA (Elektrizitätsholding). Im März soll dann noch Molinos Cañuelas (Weizenmühle) hinzukommen. Die Börse von New York bietet den Unternehmen die Möglichkeit der Kapitalaufnahme, nachdem in den USA ein großer Bedarf für Anlagen besteht. Die Börse von Buenos Aires bietet in dieser Hinsicht nur beschränkte Möglichkeiten.
***
Der Umsatz des Einzelhandels lag mengenmäßig im Januar 2018 um 1% unter dem gleichen Vorjahresmonat, hat der Verband CAME (Confederación de la Mediana Empresa), der diesen Bereich vertritt, ermittelt. Der Rückgang wurde u.a. auf den hohen Kauf von Wohnungen und Automobilen, sowie auf Auslandsreisen, zurückgeführt. All dies hat andere Käufe beeinträchtigt. Von den 19 Sparten des Einzelhandels, auf die sich die Statistik bezieht, verzeichnen 14 Rückgänge, während 4 Wachstum aufweisen, und einer unverändert blieb. Zunahmen gab es bei Baumaterialien, Spielzeugen, Buchhandel, Pharmaprodukten und Reifen.
***
Im Jahr 2017 wurden 557.000 tragbare Computer (Notebooks) verkauft, 198.000 mehr als 2016, teilt das Produktionsministerium mit. Dies war eine Folge der Abschaffung des Importzolls, die im April 2017 erfolgte und die Notebooks (in Dollar) verbilligte. Die lokale Montage dieser Produkte, die sich auf Tierra del Fuego konzentrierte, nahm drastisch ab. Die Regierung beabsichtigt mit der Abschaffung des Importzolls den Zugang zu diesen Computern zu erleichtern, die zur Effizienz der Wirtschaft beitragen.
***
Die lokale Fabrikation von Automobilen, Lastwagen u.a. Fahrzeugen lag im Januar mit 21.858 Einheiten um 18,3% unter dem gleichen Vorjahresmonat und um 34,3% unter Dezember 2017, teilt der Verband Adefa mit. Die Lieferungen an die Agenturen betrugen 64.452 Kfz., 22% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 28,6% unter Dezember 2017. Der Export betrug 10.409 Einheiten, 6,7% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 42,8% unter Dezember 2017. Aus diesen Zahlen ergibt sich (ohne die Änderungen des Bestandes zu berücksichtigen) ein Import von 53.043 Einheiten, was bedeutet, dass 82,3% der gelieferten Kfz. importiert waren. Der kompensierte Austausch, der bestimmt, dass die Importe nur um 50% über den Exporten liegen dürfen, wurde erneut nicht eingehalten. Die argentinischen Kfz-Industrie wird zunehmend von der brasilianischen verdrängt. Was den Import betrifft, so kommen noch Einfuhren von Marken hinzu, die nicht durch den Adefa-Verband vertreten sind, wie BMW, Kia, Mitsubishi, Suzuki u.a. Diese Importe werden mit einem Zollsatz von 35% belastet, der bei Importen aus Brasilien nicht besteht.
***
Der Brand in der Provinz La Pampa umfasst schon über 700.000 Ha. Das beschränkt den Ackerbau und auch die Rinderzucht. Ebenfalls wurde der Beginn der Jagdsaison in der Provinz verschoben. Die besonderen Jagdgebiete ziehen auch Jäger aus Europa und den USA an.
***
YPF hat den Benzinpreis letzte Woche um 3,5% erhöht, nachdem schon im Januar eine Erhöhung von 4% bis 4,5% erfolgt war. Dies ist eine Folge der Zunahme des Erdölpreises auf dem Weltmarkt, der seit Anfang Dezember um 20% bis 22% gestiegen ist. Der interne Preis von Benzin und Dieselöl stieg hingegen ab Anfang Dezember nur um 16%, sodass die internationale Preiszunahme noch nicht voll abgewälzt wurde. Der Benzinpreis ist jetzt in Argentinien im internationalen Vergleich anormal hoch, was jedoch auch auf die hohe Benzinsteuer zurückzuführen ist, die es in den USA u.a. Ländern nicht gibt. Aber die Regierung kann kaum auf die Einnahmen aus dieser Steuer verzichten. Der Benzinkonsum ist 2017 trotz Preiserhöhungen gestiegen; doch jetzt wird mit einer Abnahme gerechnet.
***
Der landesweite Stromkonsum erreichte am Dienstag mit 25.994 MW einen neuen Rekordwert. Dennoch war der Stromausfall, der dabei wegen Überlastung des Netzes eintritt, beschränkt, mit 8399 Fällen bei Edenor und 25.695 Fällen bei Edesur, wobei die meisten kurzfristig behoben wurden.
***
Die Regierung hat die bestehende Zigarettensteuer von 75% plus 7% Notsteuer bis zum 28. Februar 2018 verlängert. Ab 1. März tritt die neue Steuer in Kraft, die die Steuer anders gestaltet: 70% auf den Preis plus $ 28 pro Paket. Dies belastet die billigeren Marken stärker.
***
Die Regierung hat beschlossen, die Konzession von Ferrovías, dem Betreiber der Vorortseisenbahn Belgrano Norte, nicht zu verlängern und eine neue Ausschreibung aufzurufen. Wenn keine Zuteilung an ein Privatunternehmen erfolgt, geht die Verwaltung auf die staatliche SOFSE über, die mehrere Vororteisenbahnen betreibt. Von den privaten Betreibern verbleiben nur Ferrovias und Metrovias, die die Urquiza-Bahn verwaltet. Ferrovias gehört zum EMEPA-Konzern von Gabriel Romero, der auch die Konzession für den Betrieb des Flussverkehrs auf dem Paraná hat, was sich vornehmlich auf die Ausbaggerung bezieht, um die Tiefe zu erhalten, die die großen Schiffe brauchen.
***
Der Streik der Lastwagenfahrer des Getreide- und Ölsaatentransports, der über eine Woche dauert, hat den Export stark gestört, sodass Schiffe über eine Woche warten mussten, um aufladen zu können. Die Zahl der Lastwagen, die zu den Häfen gelangten, ist um 70% gesunken.
***
Die Zementlieferungen lagen im Januar 2018 bei 1,03 Mio. Tonnen (einschließlich Exporten), 17,3% über dem gleichen Vorjahresmonat, und 3,2% über Dezember 2017, berichtet der Verband der Zementfabrikanten.
***
Der illegale Verkauf von Waren auf den Straßen lag im 4. Quartal 2017 um 46,8% unter dem gleichen Vorjahresquartal und um 19,5% unter dem 3. Quartal 2017, berichtet die Argentinische Handelskammer.
***
Der Präsident des nationalen Institutes für geistiges Eigentum (INPI), Damaso Pardo und der Präsident des europäischen Patentbüros, Benoit Battistelli, haben in Buenos Aires ein Abkommen unterzeichnet, das bestimmt, dass Argentinien die sogenannte “kooperative Patentklassifikation”(CPC) verwenden kann, was Unternehmer u.a. die Anmeldung von Patenten erleichtert. Das CPC wurde 2010 geschaffen, als die USA auf das europäische System übergingen.
***
In der Provinz Jujuy sollen unmittelbar sechs Anlagen zur Stromerzeugung mit Sonnenenergie errichtet werden. Der Konzessionär der Stromversorgung der Provinz hat sich gegenüber der Provinzregierung in diesem Sinn verpflichtet.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
Brasilien hat Förderrechte für Hochsee-Ölfelder im Wert von E 1,6 Mrd. an internationale Konzerne vergeben. Die Verträge über die Förderrechte auf sechs Pré-Sal-Feldern vor der Küste Río de Janeiros wurden am Mittwoch der Vorwoche in Brasilia von Präsident Michel Temer unterzeichnet. Bei der Versteigerung der Felder hatten sich bereits im Oktober unter anderen BP, Repsol, Shell, Statoil und CNOOC durchgesetzt. Der staatliche brasilianische Erdölkonzern Petrobras bleibt nur in drei Ölfeldern an der Förderung beteiligt, wie das Nachrichtenportal G1 berichtete. Die Regierung hat für März und April die Versteigerung weiterer Förderrechte auf 70 Ölfeldern angekündigt. Temer setzt auf ein ambitioniertes Privatisierungsprogramm, um die brasilianische Wirtschaft nach der schweren Krise von 2015 und 2016 wieder anzukurbeln. Die Erdölproduktion ist 2017 um vier Prozent auf 957 Mio. Barrel gestiegen, wie die brasilianische Erdölagentur (ANP) bekanntgab. (dpa)
***
Die Produktion von Automobilen, Lastwagen und Nutzfahrzeugen erreichte in Brasilien im Januar 216.834 Einheiten, 24,6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat, berichtet der Verband der Fabrikanten. Die Exporte lagen bei 47.029 Einheiten, 23,6% über dem Vorjahr, was einen Rekord darstellt. Der größte Teil ging nach Argentinien.
***
Geschäftsnachrichten
Banco Hipotecario
Diese von Eduardo Elsztain kontrollierte Bank, an der der Staat etwa zur Hälfte beteiligt ist, hat zwei neue Serien von Obligationen ausgegeben. Eine von $ 506,4 Mio. wird mit dem UVA-Index berichtigt und zu 4,90% verzinst, und die andere von $ 596,3 Mio. wird mit dem privaten Badlar-Satz (Zinsen für große Depositen) plus 3,60% verzinst.
Aerolíneas Argentinas
Dieses staatliche Luftfahrtunternehmen hat einen ersten Flug mit der neu gekauften Boeing 737-800 Max vollzogen, vom Aeroparque, Buenos Aires, bis Guaruyá, São Paulo, und zurück. Es handelt sich um eines der drei Flugzeuge, die unlängst gekauft wurden, um die Embraer-Maschinen zu ersetzen. Bei der Flugverbindung mit Brasilien gibt es normalerweise 90 Wochenflüge von AA. Aber in der ersten Februarwoche 2018 waren es 112.
FIAT Chrysler Argentina
Die lokale Filiale der italienischen FIAT, die vor einigen Jahren auch die US-Firma Chrysler übernommen hat, hat in ihrem Werk in Córdoba am Mittwoch die Produktion ihres neuen Modells Cronos aufgenommen, in einer Feier, bei der Präsident Mauricio Macri, Gouverneur Juan Schiaretti, Produktionsminister Francisco Cabrera und Transportminister Guillermo Dietrich anwesend waren. Für das neue Modell investierte die Firma u$s 500 Mio. zu denen noch u$s 110 Mio. der Zulieferer kommen. Für dieses Jahr ist eine Produktion von 18.500 Einheiten des Cronos vorgesehen. Der Wagen soll, je nach Ausstattung, $ 321.300 oder $ 412.000 kosten.
Corporacion America Airports (CAAP)
Dieser von Eduardo Eurnekian kontrollierte Holding, der 52 Flughäfen in 7 Ländern verwaltet (an erster Stelle die argentinischen) hat in der Vorwoche ein Aktienpaket auf der Börse von New York untergebracht, und dabei u$s 485,7 Mio. eingenommen. Die Firma hoffte, die Aktien zu u$s 19 und u$s 23 unterzubringen, erhielt jedoch zunächst um die u$s 17 und am Schluss u$s 16,40. Die Aktien wurden über Oppenheimer, Bank of America-Merryl Lynch, Goldman Sachs und Citigroup untergebracht.
Williner
Das Milchunternehmen Sucesores de Alfredo Williner, das mit der Marke Ilolay auftritt, hat ein Investitionsprogramm von u$s 20 Mio. für die nächsten Jahre angekündigt. Trotz der tiefen Krise der Milchindustrie, die die Firma gezwungen hat, ihre Anlage in Suardi, Provinz Santa Fé, zu schließen, beabsichtigt das Unternehmen, die Fabrik in Bella Italia zu erneuern und zu erweitern. Dieses Jahr soll mit Eingliederung neuer Technologie und Kapazitätserhöhung bei Produkten mit hohem Zusatzwert begonnen werden. Die Milch der Marke Ilolay ist in den Supermärkten billiger als die der führenden Firmen, La Serenísima und Sancor.
Newsan-Gamma Solutions
Die Firma Newsan, kontrolliert von der Familie Cherñajovsky, die bei Fernsehapparaten mit dem Marken Noblex, Philco und SIAM auftritt, und eine große Anzahl von Haushaltsprodukten und auch Lebensmittel erzeugt, hat jetzt gemeinsam mit der spanischen Gamma Soluciones ein neues Unternehmen, benannt GN-Solutions, gebildet. Diese neue Firma wird sich den erneuerbaren Energien widmen und sich auf Effizienztechnologie konzentrieren, die sie Unternehmen und auch Haushalten bietet.
SGR Caja de Valores
Die Arbeitsrisikoversicherung der Bank der Börse von Buenos Aires wurde durch öffentliche Ausschreibung an die Banco Industrial und Nápoli Inversiones für u$s 2,32 Mio. verkauft. Der Kaufpreis wurde zu 20% in bar und der Rest in sechs Monatsraten bezahlt.
Aerolíneas Argentinas
Im Januar 2018 beförderte dieses Luftfahrunternehmen 1,24 Mio. Passagiere, 6% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. Es handelt sich einen historischen Rekord, der trotz der Konkurrenz neuer Unternehmen erreicht wurde, die billige Flüge anbieten. Die Zahl der Sitzplätze lag im Januar 2018 um 5,8% über dem Vorjahr, nachdem zusätzliche Flugzeuge eingesetzt wurden.
Hotesur
Diese Holding der Kirchner-Familie betreibt das Hotel Alto Calafate, im südwestlichen Zipfel der Provinz Santa Cruz, das faktisch geschlossen ist, wie auch die anderen Hotels der Familie in der Gegend. Alle verkommen zunehmend. Seit dem 22. Dezember 2017 hat Hotesur kein Direktorium, nachdem die vorangehenden Behörden zurückgetreten sind, so dass sie die Aufseher verwalten, die von Richter Julián Ercolini ernannt wurden. Die Vorstandsvorsitzende Romina Mercado (Tochter von Alicia Kirchner, Gouverneurin der Provinz Santa Cruz) ist zurückgetreten, eben sowie Rocio García, die Vizepräsidentin war, mit Máximo Kirchner zusammen lebt und Gesundheitsministerin von Santa Cruz ist. Staatsanwalt Gerardo Pollicita und auch die Justizinspektion (die Bilanzen und allerlei Formalitäten kontrolliert) setzen sich für eine Intervention ein, nachdem die Firma die Bilanzen der letzten Jahre nicht vorgelegt hat. Die Hotels der Kirchners wurden für gigantische Geldwäschemanöver eingesetzt, indem zahlreiche Zimmer für längere Zeit von Unternehmen von Lázaro Báez gemietet, aber nie besetzt wurden. Ebenfalls hat Aerolineas Argentinas Zimmer gemietet, die nur ausnahmsweise besetzt wurden. Auf diese Weise wurde Geld auf die Kirchners übertragen. Diese Hotels haben keine normale Subsistenzgrundlage, weil Calafate den Touristen außer dem Gletscher (den man in bestenfalls einer Stunde gesehen hat) nichts bietet, und außerdem die Tage im Winter sehr kurz sind, und das Klima kalt und windig ist. Zudem liegt Calafate weit weg und bietet auch keine Möglichkeit für Ski und Golf, wie Bariloche und andere Orte. Die Kirchner-Hotels waren eine Fehlinvestition, die für krumme Geschäfte eingesetzt wurde.
EMES Air
Das Transportministerium hat dieses Luftfahrunternehmen des Konzerns von Marcelo Mindlin, für nicht regelmäßige interne Fluge zugelassen. Die Firma beabsichtigt, besondere Flüge in Maschinen mit 20 Sitzplätzen zu bieten. Die Flüge werden an erster Stelle vom eigenen Konzern, Pampa Energía, verwendet, der Kraftwerke im Landesinneren betreibt.
Tecpetrol
Dieses Erdölunternehmen des Techint-Konzerns hat in Fortín de Piedra, im Gebiet von Vaca Muerta, eine Gastrennungsanlage eingeweiht, die erlauben wird, 10% des landesweiten Gaskonsums zu decken. Es handelt sich um eine Investition von u$s 30 Mio. Insgesamt hat die Firma für die Gas- und Erdölförderung in Vaca Muerta schon u$s 700 Mio. investiert, mit 30 Bohrungen. Obwohl nicht alle Bohrungen schon produktiv sind, sind die Ergebnisse bei den ersten gut, erklärte der Geschäftsführer Carlos Ormaechea bei der Einweihungsfeier der neuen Gasanlage in Anwesenheit von Minister Juan José Aranguren und Gouverneur Omar Gutierrez.
Wirtschaftsübersicht
Die Politik der Inflationssenkung in einer kritischen Phase
Das Ziel der Regierung, die Inflationsrate dieses Jahr auf 15% zu senken, also etwa 10 Prozentpunkte unter 2017, wird kaum noch ernst genommen. Angesehene private Wirtschaftler rechnen mit fast 20%, was im Grunde auch ein Fortschritt wäre. Doch wenn von Anfang an von einer höheren Inflation ausgegangen wird, dann besteht die Gefahr, dass sie schließlich noch höher ausfällt. Die Inflation ist eben so tief und fest in der argentinischen Gesellschaft verankert, dass deren Bekämpfung überall auf Hindernisse stößt. Außerdem besteht die Gefahr, dass eine Politik, die die Inflation wirksam bekämpft, den konjunkturellen Aufschwung dämpft, was der Regierung und eigentlich der ganzen Gesellschaft gegen den Strich geht.
Die Inflation beruht in Argentinien grundsätzlich auf vier Faktoren: 1. Die Geldschöpfung; 2. Die Lohnerhöhungen; 3. Die Abwertung; 4. Die Erhöhung der Tarife öffentlicher Dienste. Doch keiner dieser Faktoren passt sich gegenwärtig dem Ziel an. Die monetäre Expansion liegt um die 25% jährlich, was bei einem Inflationsziel von 15% zu viel ist. Um die Expansionsrate zu senken, muss das echte Defizit der Staatsfinanzen drastisch gesenkt werden, was vorläufig jedoch nicht in Aussicht steht. Die in der Vorwoche eingeleitete Austeritätspolitik hat mehr ein symbolische als eine effektive Wirkung. Die jüngste Steuerreform verringert die Einnahmen des Staates. Und Staatsinvestitionen werden mit Volldampf vollzogen. Die Regierung scheut sich vor Maßnahmen, wie sie notwendig sind, wie die Schließung des Kohlebergwerkes von Rio Turbio und die Aufgabe des U-Bahnprojekts bei der Sarmiento-Bahn. Doch ohne grundsätzliche Entscheidungen dieser Art geht die Rechnung nicht auf.
Was den Wechselkurs betrifft, so sollte man davon ausgehen, dass die Abwertung passiv ist, also sich an die interne Inflation hält. Die ZB verfügt über ausreichende Währungsreserven, um den Kurs zu verwalten, auch mit hohen Devisenverkäufen, wenn dies notwendig sein sollte. Eine Abwertung über die Inflation hinaus kommt bestimmt nicht in Frage.
Das Jahr 2018 beginnt mit einem Inflationssprung. Die Abwertung der letzten Wochen und die Tariferhöhungen bei Strom, Gas, Wasser und Personentransport in der Bundeshauptstadt und Umgebung, plus die Erhöhung der Preise von Brennstoffen, und auch andere Preiszunahmen, wie bei den privaten Gesundheitsdiensten (prepagas), all das kommt in einer Zunahme des Indices der Konsumentenpreise zum Ausdruck, die im ersten Bimester 2018 mindestens bei 5% liegen wird, was mit 15% im ganzen Jahr unvereinbar ist. Die Regierung muss jetzt schon klare Signale geben, dass dies nicht weitergeht und jetzt effektiv auf Stabilitätskurs umgeschaltet wurde. Und das muss auch glaubhaft sein, damit das Verhalten von Unternehmern u.a. nicht inflationsfördernd wirkt.
Die Regierung hat ihre Lohnpolitik jetzt verhärtet, und in diesem Sinn hat sie dank der Aufdeckung gigantischer Korruptionsfälle bei Gewerkschaftern eine relativ starke Stellung. Hugo Moyano, der eine entscheidende Rolle spielt, hat hingegen eine schwache Stellung. Die Aufdeckung von finanziellen Manövern, die seine Gewerkschaft der Lastwagenfahrer, seine Unternehmen und den von ihm kontrollierten Fußballklub Independiente betreffen, werden jetzt vor Gericht geklärt, was böse Folgen für Moyano haben kann. Hinzu kommt noch das Problem des Postunternehmens OCA, das angeblich Moyano gehört, der es über einen Strohmann leitet. Es handelt sich hier nicht nur um die 7000 Arbeitnehmer, die der Gewerkschaft von Moyano angehören, sondern auch um eine hohe Steuerschuld von über $ 3,5 Mrd. Doch auch wenn die AFIP eine Zahlung in Raten zulässt (die streng genommen, bei den einbehaltenen Arbeitnehmerbeiträgen zum Pensionssystem, die einen Teil der Schuld ausmachen, nicht zulässig ist), hat das Unternehmen keine Überlebensmöglichkeit, aus dem einfachen Grund, dass Internet den Briefverkehr ersetzt hat. Das kann durch die Austragung von Paketen nur zum geringsten Teil ausgeglichen werden, wobei andere Unternehmen, an erster Stelle Andreani, auf diesem Gebiet eine starke Stellung haben, die sie nicht so leicht aufgeben, und auch die staatliche Post (Correo Argentino) auf dies übergehen will.
Grundsätzlich strebt die Regierung Lohnerhöhungen von 15% an, ohne Inflationsklausel (“cláusula gatillo”). Als Kompromiss soll sie jetzt bereit sein, eine Klausel zu erlauben, die sich auf eine neue Lohnrunde bezieht, wenn die Inflation die vereinbarte Lohnerhöhung übertrifft. Im Wesen ist dies das Gleiche wie die Inflationsklausel, nur etwas milder, weil dabei die Möglichkeit besteht, dass der Zusatz unter der Inflation liegt. Das Grundproblem besteht jedoch darin, dass es auf alle Fälle einen Reallohnverlust geben wird, und die Regierung es nicht wagt, den Gewerkschaften bei ihrer These der Erhaltung des Reallohnes zu widersprechen. Der Reallohn müsste auf alle Fälle auf die Kerninflation bezogen werden, da es bei den öffentlichen Diensten um eine Änderung der relativen Preise geht, also der Tarife gegenüber anderen Produkten und auch gegenüber den Löhnen. Das muss mit aller Klarheit gesagt werden.
Die Regierung will jetzt, dass bei der Verhandlung über die Erneuerung der Arbeitsverträge nicht nur Löhne diskutiert werden, sondern auch Bestimmungen, die produktivitätshemmend sind. Wenn Produktivitätsfortschritte erreicht werden, dann geht normalerweise ein Teil an die Arbeitnehmer, so dass auf diese Weise dann noch etwas zu den 15% hinzukäme. Doch grundsätzlich geht es um die Konkurrenzfähigkeit. Bei den Lastwagenfahrern sind in bestimmten Fällen drei Fahrer vorgeschrieben, auch wenn nur zwei notwendig sind. Es gibt noch viele andere Klauseln dieser Art. Angeblich können die Transporttarife bei Lastwagen dabei spürbar verringert werden. Bei den Erdölarbeitern war die vor drei Jahren eingeleitete Politik der Abschaffung von Klauseln, die die Produktivität behindern, erfolgreich und in anderen Fällen, wie bei der Milchwirtschaft auch. Jetzt soll allgemein in diesem Sinn vorgegangen werden. Das ist jedoch gewiss nicht einfach. Wir vertreten die Meinung, dass dies nur erfolgreich sein kann, wenn bei den Verhandlungen auch ein Vertreter der Regierung anwesend ist (konkret: des Kabinettschefs, des Produktionsministeriums oder des Schatzministeriums), der sich intensiv um dies kümmert, und sich Lohnerhöhungen widersetzt, die entweder auf die Preise abgewälzt werden oder Subventionen oder Abwertung erfordern. Ebenfalls muss der Staatsvertreter die Diskussion über Klauseln aufwerfen, die sich der Beschäftigung widersetzen. Die Unternehmer haben eine traditionell nachgiebige Haltung, und die Gewerkschafter wissen genau, wie sie sie unter Druck stellen können. Z.B mit Streiks und Störungen bei den Unternehmen, die die Verhandlung der Branche führen. Deshalb ist die Präsenz eines Regierungsvertreters unerlässlich, der die Interessen der Konsumenten und des Staates vertritt.
Allein, nicht alles kann durch Änderung der Gesamtarbeitsverträge gelöst werden. Es bedarf auch Reformen der Gesetze, denen die Gewerkschaften nicht zustimmen, auch wenn sie wissen, dass sie positiv wirken. Und das verhindert, dass sich im Kongress Mehrheiten für die Reformen bilden können. Die Spitzengewerkschafter stehen auch politisch unter Druck, und zwar von denen, die sie ersetzen wollen. Der angesehene Spezialist für Arbeitsrecht, Julián de Diego, ist der Meinung, dass viele Reformen per Dekret vollzogen werden können. Bei Notstandsdekreten, die Gesetze ändern, kann es dabei zu Konflikten kommen; aber bei gewöhnlichen Dekreten, die sich nur auf Ausführungsbestimmungen von Gesetzen beziehen, wäre der Konflikt nicht juristisch, sondern eventuell politisch. Und da muss die Regierung sich eben durchsetzen.
Arbeitsminister Jorge Triaca hat bisher nicht schlecht gearbeitet, und versteht es auch, mit den Gewerkschaftern zu verhandeln. Schließlich ist er Sohn eines bedeutenden (verstorbenen) Gewerkschafters, so dass ihm diese Problematik von Kind auf nahe liegt. Doch jetzt braucht Macri einen Arbeitsminister, der viel entschiedener vorgeht, wie es José Armando Caro Figueroa unter Menem und Alberto Flamarique unter De la Rua waren. Die Probleme von Triaca mit seiner Hausangestellten und die Beschäftigung von nahen Verwandten in allerlei Staatsposten, sollten Macri einen Grund liefern, um Triaca zu entlassen. Bei der Arbeitspolitik steht gegenwärtig zu viel auf dem Spiel, als dass sich Macri den Luxus leisten könnte, diesen Minister, der wegen seiner Invalidität Mitleid erregt, aus sentimentalen Gründen zu halten.
Wirtschaftsübersicht
Der Wohlstand der Gesellschaft
Die Messung des Wohlstandes stellt die Wirtschaftler vor ein sehr komplexes Problem. Es geht um mehr als das Bruttoinlandsprodukt (BIP) und den Reallohn. Allein, auch zu diesen beiden Indikatoren des Wohlstandes muss in Argentinien einiges bemerkt werden.
Das BIP wird mit etwa u$s 12.000 pro Kopf angegeben, was jedoch nicht stimmt. Wenn man eine Korrelation zwischen BIP und verschiedenen konkreten Daten aufstellt, die den Wohlstand zum Ausdruck bringen (Energiekonsum, Lebensmittelkonsum, Bestand von Telefonen, Automobilen, Wohnungen, u.s.w., alles pro Kopf der Bevölkerung), und dabei Argentinien mit anderen Ländern vergleicht, dann bemerkt man, dass Argentinien aus der Reihe fällt, also ein höheres BIP haben muss. Als das BIP im Jahr 1994 von UNO-Fachleuten neu berechnet wurde, stellte sich heraus, dass es pro Kopf gut doppelt so hoch war, wie vorher angenommen wurde. Seit 1994 hat sich vieles verändert, vornehmlich durch die technologische Revolution, aber auch sonst. Die Dienstleistungen dringen immer mehr voran, mit einem zunehmenden Anteil am BIP, und das wird nicht berücksichtigt. Es ist an der Zeit, die BIP-Berechnung von Null auf zu revidieren. Was in Argentinien für Verwirrung sorgt, ist der Umstand, dass die regionalen Unterschiede sehr groß sind. Während das BIP pro Kopf in der Bundeshauptstadt über u$s 30.000 liegt, gelangen arme Provinzen nicht einmal auf u$s 3000.
Wenn man sich den Zusammenhang zwischen BIP und Wohlstand genauer überlegt, muss man auch die Zusammensetzung des BIP berücksichtigen. Der Konsum von Zigaretten, starken alkoholischen Getränken und zu viel Zucker verringert den effektiven Wohlstand. Wenn auf diesem Gebiet ein Rückgang eintritt, so muss man das positiv werten, auch wenn sich dies negativ auf das BIP auswirkt. Ebenfalls ist es eine Sache, wenn das BIP auf Grund hoher Käufe von Automobilen wächst, als wenn das Wachstum auf mehr Wohnungen beruht. Die ständige Erneuerung von Automobilen ändert wenig am Wohlstand, aber mehr Wohnungen ändern sehr viel.
Was den Reallohn betrifft, also Nominallohn bezogen auf die Preise, so ergibt sich in den letzten Jahren ein Rückgang. Doch hier besteht ein grundsätzlicher Fehler: die Lohnempfänger reagieren auf die Preissignale, indem sie weniger Produkte kaufen, die viel teurer geworden sind, und mehr von den billigen. Ebenfalls muss man bei öffentlichen Diensten in diesem Fall den Sozialtarif und den Tarif für geringen Konsum nehmen. Der Durchschnittstarif beim Strom besagt für den Lohnempfänger nichts, weil er auch den Konsum der wohlhabenderen Familien enthält, bei denen der Tarif viel stärker erhöht wurde.
Abgesehen davon ändert sich die Zusammensetzung der arbeitenden Bevölkerung, mit weniger ungelernten Arbeitern und mehr Arbeitern, die bestimmte technische Kenntnisse haben. Die Automatisierung und, vor allem, die Einführung der Computertechnologie, ersetzt menschliche Arbeit, schafft jedoch Arbeitsplätze für gut ausgebildete Personen, die diese neuen Technologien beherrschen, und viel höher entlohnt werden. Als Tendenz ergibt sich dabei, dass der Durchschnittslohn mehr steigt, als der der einzelnen Arbeitskategorien.
Wohlstand ist mehr als das Einkommen. Die Beschäftigung spielt eine große Rolle. Bei einem bestimmten pro Kopf BIP kann es eine hohe Arbeitslosigkeit oder Vollbeschäftigung geben, und das hat bezüglich Wohlstand der Gesellschaft eine ganz andere Bedeutung. Ferner ist die Qualität der Erziehung und der Gesundheitsbetreuung auch entscheidend bei der Beurteilung des Wohlstandes. Und dann spielt der Zugang zu einer menschenwürdigen Wohnungen und auch die Qualität des Personentransports eine Rolle. Z.B. hat der Metrobus in der Stadt Buenos Aires eine wesentliche Verbesserung mit sich gebracht, die die Reisezeiten zur Arbeit für Millionen Menschen stark verkürzt hat. Auch das kommt in der BIP-Statistik nicht zum Ausdruck.
Bei der Armutsstatistik wird nur das Einkommen berücksichtigt, aber nicht die Wohnungsverhältnisse. Eine Familie, die in einer kleinen Blechhütte wohnt, aber ein angemessenes Einkommen hat, wird nicht als arm eingestuft, während eine, die in einer anständigen Wohnung lebt, aber ein niedrigeres Einkommen hat, in diese Kategorie fällt. Bei der Messung der Armut werden ohnehin Naturaleinkommen und oft auch Gelegenheitseinkommen nicht berücksichtigt, was dann auch bei der BIP-Berechnung wegfällt.
Schließlich gehört auch die persönliche Sicherheit zum Wohlstandbegriff, und in diesem Zusammenhang noch mehr der Drogenkonsum. Wenn dieser steigt, wie es in den letzten zwei Jahrzehnten in Argentinien der Fall war, dann bedeutet dies, dass die Gesellschaft gesamthaft einen geringeren Wohlstand aufweist, weil die Drogen die Menschen zerstören. Bei einem steigenden BIP mit einem noch stärker zunehmenden Rauschgiftkonsum stimmt etwas nicht.
Das Bruttoinlandsprodukt stagniert seit 2011, mit kleinen Schwankungen. 2017 ist es um ca. 3% gestiegen, was jedoch ungefähr den Rückgang von 2015 ausgleicht. Und für 2018 rechnet die Regierung mit etwas über 3%, aber private Wirtschaftler mit weniger. Indessen verzeichnet die Macri-Regierung auf anderen Gebieten Wohlstandfortschritte. Einmal gab es einen großen Fortschritt beim Kampf gegen den Drogenhandel. Sicherheitsministerin Patricia Bullrich hat eine phantastische Arbeit geleistet, und das sollte anerkannt werden. Der Geheimdienst AFI kontrolliert jetzt die Telefongespräche der Drogenhändler, und nicht der Politiker und Journalisten, wie unter den Kirchners. Beim Kampf gegen das Verbrechertum gab es auch Fortschritte, aber geringere, einmal weil sich das Phänomen unter den Kirchners stark ausgebreitet hat, und dann, weil die hohe jugendliche Arbeitslosigkeit nicht überwunden werden konnte. Die Regierung konnte bisher nicht erreichen, dass das Gesetzesprojekt zur Förderung der Beschäftigung von Menschen unter 28 Jahren im Parlament angenommen wurde. Interessiert das Thema die Peronisten nicht? Oder wurde es ihnen nicht richtig erklärt?
Bei der Erziehung ist der Fortschritt der Macri-Regierung gering. Dabei hatte Macri als Chef der Stadtregierung von Buenos Aires, mit Esteban Bullrich als Erziehungsminister, (der jetzt Senator ist) einen großen Fortschritt erreicht. Die staatlichen Schulen der Stadt haben die Erziehung spürbar verbessert, was dazu geführt hat, dass Schüler von Privatschulen auf die staatlichen übergingen. Und auch, dass Familien, die in der Provinz wohnen, ihre Kinder in Schulen der Stadt schicken. Doch landesweit konnte Macri kaum Fortschritte erzielen. Und das ist bedenklich. Eine bessere Erziehung kommt unmittelbar nicht im BIP zum Ausdruck, ist jedoch langfristig dafür entscheidend.
Was den Zugang zur Wohnung betrifft, so ist ein Durchbruch erreicht worden. Es wurden mehr Sozialwohnungen gebaut und auch der Zugang des Mittelstandes zur Eigenwohnungen mit dem neuen Hypothekensystem erleichtert. Das stellt eine qualitative Wohlstandsbesserung dar. Beiläufig sei bemerkt, dass die Familien, die dann die Quote für die Hypothek zahlen müssen, ein geringeres Resteinkommen haben und weniger konsumieren.
Es bestehen viele andere qualitative Wohlstandfortschritte, u.a. die Ausweitung der Versorgung mit fließendem Wasser und des Abwassersystems, ebenso wie die Asphaltierung von Straßen in Vororten, die den dort wohnenden Familien das Leben grundsätzlich verändert. Der qualitative Fortschritt wird am Anfang kaum bemerkt, und hat deshalb eine geringe politische Wirkung. Bis dann der Durchbruch kommt, und die Gesellschaft sich bewusst wird, dass sie besser lebt, auch wenn dies nicht im BIP und im Reallohn zum Ausdruck kommt.